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Raumordnungs-Verantwortliche aller Ebenen tagten 

zum zweiten Mal in Oberösterreich 

 

Auf Initiative Oberösterreichs fand 2024 das erste gesamtösterreichische 

Treffen aller Verantwortungsträger, die in dieser Republik für die Raumordnung 

fachlich zuständig sind, statt: Die Raumordnungs-Landesrätinnen und -

Landesräte der Bundesländer sowie für die Städte und Gemeinden der 

Österreichische Städtebund und der Österreichische Gemeindebund. 

 

Nun kam es zu einem zweiten Treffen der Verantwortlichen, diesmal auch unter 

dem Beisein, des zuständigen Bundesministers Norbert Toschnig. Einmal mehr 

zeigten sich dabei die Anstrengungen aller – Bund, Länder, Städte und 

Gemeinden -, mit der Ressource Boden verantwortungsvoll und gleichzeitig 

zukunftsorientiert im Sinne einer Weiterentwicklung umzugehen. 

 

Alle Partner in der Raumordnungspolitik stehen zum dem Grundsatz „Boden schützen 

und zugleich Zukunftschancen ermöglichen“ und übernehmen Verantwortung beim 

Bodenschutz. Das ist nicht nur Bekenntnis, sondern wird in den Ländern auch auf 

unterschiedlichste Weise gelebt. Genau deshalb stand im Rahmen der nunmehrigen 

Tagung das voneinander Lernen, der Austausch und die Diskussion im Mittelpunkt. 

Unterschiedliche Länder gehen unterschiedliche Wege, der Austausch darüber kann 

wiederum neue Wege aufzeigen, um dem Ziel, die Bodeninanspruchnahme weiter zu 

reduzieren, näher zu kommen.  

 

Zum Ausdruck kommt dies auch in der heute von den Teilnehmerinnen und 

Teilnehmern im Rahmen der Raumordnungs-Tagung beschlossenen Deklaration:  
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ÖSTERREICH - DEKLARATION 

BODEN SCHÜTZEN & ZUKUNFT ERMÖGLICHEN 

 

Wir, der zuständige Bundesminister, die für die Raumordnung zuständigen 

Landesreferentinnen und -referenten, sowie der Gemeindebund und der Städtebund 

bekennen uns im Bewusstsein unserer gemeinsamen Verantwortung zu einer 

nachhaltigen und zukunftsorientierten Entwicklung unseres Lebens- und 

Wirtschaftsraumes. 

 

Mit unserer Raumordnungspolitik schaffen wir die Grundlagen für wettbewerbsfähige 

Wirtschaftsstandorte, flächendeckende Land- und Forstwirtschaft, den Schutz 

unserer Natur- und Kulturlandschaften, Ernährungssicherheit, Biodiversität, 

Klimawandelanpassung, eine sichere Energieversorgung, leistungsfähige 

Infrastrukturen, lebendige Orts- und Stadtzentren sowie leistbares Wohnen. 

 

Unser Handeln orientiert sich am Grundsatz „Boden schützen & Zukunft 

ermöglichen“. Das bedeutet für uns, dass Bodenschutz, wirtschaftliche Entwicklung, 

Versorgungssicherheit, Wettbewerbsfähigkeit, Wohlstand und hohe Lebensqualität 

keine Gegensätze darstellen, sondern gemeinsam gedacht und ausgewogen 

berücksichtigt werden müssen. 

 

In diesem Bewusstsein bekennen wir uns zu den nachfolgenden gemeinsamen 

Leitzielen und Grundsätzen für die Weiterentwicklung der Raumordnung in 

Österreich: 

 

• Raumordnung auf Basis verlässlicher Daten 

Wir bekennen uns zum gemeinsamen Monitoring im Rahmen der ÖROK als 

Grundlage für eine faktenbasierte Raumordnungspolitik und werden die 

gemeinsam entwickelte Methodik als österreichweit einheitliche und fachlich 

abgestimmte Datengrundlage für die Bewertung, Weiterentwicklung und 

Umsetzung raumordnungspolitischer Maßnahmen heranziehen. 
 

• Positive Entwicklung fortsetzen 

Wir bekennen uns dazu, den eingeschlagenen Weg des bewussten und 

sparsamen Umgangs mit der Ressource Boden konsequent weiterzuverfolgen 

und die bereits erzielten Fortschritte auf Basis der aktuellen Monitoring-

Ergebnisse durch geeignete Maßnahmen in den Bundesländern fortzuführen. 
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• Regionale Unterschiede anerkennen 

Wir bekennen uns bei allen Maßnahmen der Bodenstrategie zur 

wechselseitigen Beachtung der sich aus den Bundesländern und ihren 

geographischen, raumordnungsfachlichen und standortpolitischen 

Besonderheiten ergebenden Unterschiede und der auf Bundesländerebene 

bereits erreichten Fortschritte.  
 

• Orts- und Stadtzentren stärken 

Wir bekennen uns zur Stärkung lebendiger Orts- und Stadtzentren und setzen 

auch auf die Nutzung bestehender Siedlungsstrukturen, um Lebensqualität, 

Nahversorgung, soziale Teilhabe und regionale Wertschöpfung zu sichern. 
 

• Wirtschaftliche Entwicklung unterstützen, Land- und Forstwirtschaft 

sichern 

Wir bekennen uns zu einer Raumordnungspolitik, die eine nachhaltige 

wirtschaftliche Entwicklung, regionale Wertschöpfung und wettbewerbsfähige 

Standorte unterstützt und dabei einen verantwortungsvollen Umgang mit 

Grund und Boden berücksichtigt. Gleichzeitig muss die wirtschaftliche 

Grundlage und Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft im Sinne 

der Versorgungssicherheit gewahrt bleiben. 
 

• Innenentwicklung vor Außenentwicklung 

Wir bekennen uns zu dem Ziel einer flächensparenden Siedlungsentwicklung 

und forcieren die Aktivierung bestehender Baulandreserven, die Nutzung von 

Leerständen sowie die Nachverdichtung an geeigneten Standorten. 
 

• Freiräume sichern und landwirtschaftliche Flächen schützen 

Wir bekennen uns zum Schutz wertvoller Frei- und Grünräume als Grundlage 

für Ernährungssicherheit, Biodiversität, Klimaschutz, Klimawandelanpassung 

sowie Erholung. 
 

• Leistbares Wohnen unterstützen 

Wir bekennen uns zu einer Raumordnungspolitik, die ausreichend Flächen für 

bedarfsgerechtes und leistbares Wohnen sichert und gleichzeitig eine 

ressourcenschonende Siedlungsentwicklung unterstützt. 
 

• Infrastruktur und Energiewende berücksichtigen 

Wir bekennen uns dazu, die Anforderungen einer leistungsfähigen 

Infrastruktur sowie die Erfordernisse der Energiewende im Rahmen einer 

nachhaltigen Raumentwicklung angemessen zu berücksichtigen. 
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• Zusammenarbeit stärken 

Wir bekennen uns zu einer Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern, 

Städten und Gemeinden, um die Herausforderungen der Raumentwicklung 

gemeinsam und abgestimmt zu bewältigen. Die ÖROK wird als geeignete 

Plattform für die laufende fachliche Zusammenarbeit gesehen. 

 

Wir bekräftigen daher gemeinsam die von der Österreichischen 

Raumordnungskonferenz (ÖROK) erarbeitete „Österreichische Bodenstrategie“ und 

bringen diese unter Wahrung der jeweiligen regionalen Anforderungen auf Landes- 

und Bundesebene in Abstimmung mit dem Gemeinde- und Städtebund im jeweiligen 

Kompetenzbereich in Umsetzung. Unser gemeinsames Ziel ist die Umsetzung 

wirkungsvoller Maßnahmen im Sinne eines gemeinsamen Maßnahmenpfades. 
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Statements zur Raumordnungs-Tagung 

 

Bundesminister Mag. Norbert TOTSCHNIG, MSc: 

„Böden sind eine unserer wertvollsten Ressourcen. Sie sichern unsere Ernährung, 

schützen das Klima und sind Lebensraum für eine enorme Artenvielfalt. Umso 

erfreulicher ist es, dass die Flächeninanspruchnahme zuletzt deutlich auf 6,5 Hektar 

pro Tag gesunken ist. Dieser Erfolg zeigt, dass das gemeinsame Engagement von 

Bund, Ländern und Gemeinden wirkt. Mit der heute unterzeichneten Deklaration 

bekennen wir uns zum Grundsatz ‚Boden schützen & Zukunft ermöglichen‘. Denn 

Bodenschutz, wirtschaftliche Entwicklung, Versorgungssicherheit, 

Wettbewerbsfähigkeit und hohe Lebensqualität sind keine Gegensätze – sie müssen 

gemeinsam gedacht und ausgewogen berücksichtigt werden.“ 

 

Wirtschafts- und Raumordnungs-Landesrat Markus ACHLEITNER, 

Oberösterreich: 

„Die Flächeninanspruchnahme pro Einwohner ist in Oberösterreich von 2022 bis 2025 

um 5,1 m² pro Einwohner zurückgegangen. Das zeigen die ÖROK-Zahlen, die endlich 

eine verlässliche Datengrundlage liefern, und damit auch eine Messbarkeit der 

gesetzten Maßnahmen schaffen. Oberösterreich setzt einerseits auf den 

konsequenten Schutz des Grünlandes – im Rahmen von fünf regionalen Grünzonen 

werden 100.000 Hektar vor der Umwidmung in Bauland geschützt. Gleichzeitig 

setzen wir Maßnahmen, um bereits bestehendes Bauland zu aktivieren, um nicht auf 

neue Flächen zugreifen zu müssen. In der Dorf- und Stadtentwicklung geht der Weg 

in Richtung Innenentwicklung. Dabei werden die Gemeinden durch unterschiedlichste 

Maßnahmen des Landes unterstützt. Als Wirtschafts- und Industrieland ist es gerade 

in Oberösterreich entscheidend, den Unternehmen Wachstumsmöglichkeiten zu 

eröffnen. Dazu haben wir ein Brachflächenmonitoring etabliert, das gezielt 

Leerstände erhebt, die über der oö. Standortagentur Business Upper Austria 

vermittelt werden.“ 

 

LH-Stv. Josef GEISLER, Tirol: 

„Dem Land Tirol ist ein verantwortungsvoller Umgang mit der begrenzten Ressource 

Boden seit vielen Jahren ein großes Anliegen. Unsere strikte Bodenpolitik und der in 

Tirol sehr begrenzten Dauersiedlungsraum (je nach Bezirk zwischen 7 und 25 %) 

zeigen sich in den Widmungsbilanzen: Mit rund 60 Hektar Neuwidmungen pro Jahr 

widmen wir aktuell weniger als je zuvor. Rund 2 % der Gesamtfläche Tirols sind 

versiegelt. Tirol ist zudem bislang das einzige Bundesland, das in der überörtlichen 



 7 

Pressekonferenz am 29. Juni 2026 

Raumordnung hochwertige landwirtschaftliche Produktionsflächen vor Verbauung 

schützt. Die Regionalprogramme für landwirtschaftliche Vorsorgeflächen 

gewährleisten die Versorgung mit regionalen Lebensmitteln und bieten einen guten 

und langfristigen Schutz für Flächen mit hoher Bonität.“ 

 

LH-Stv. Martin GRUBER, Kärnten: 

"Mit dem heutigen Schulterschluss wollen wir als Bundesländer klarstellen, dass ein 

sorgsamer Umgang mit der Ressource Boden und das Ermöglichen von 

wirtschaftlicher Entwicklung zusammengehören. Kärnten stellt seit langem unter 

Beweis, dass Bodenschutz mit Hausverstand möglich ist. Sowohl in der Novelle des 

Kärntner Raumordnungsgesetzes als auch bei den Regionalen 

Entwicklungsleitbildern, den bis 2030 neu zu erlassenden Örtlichen 

Entwicklungskonzepten oder in Programmen wie der Baulandmobilisierung zeigt sich 

dieser Weg. Wir müssen weiterhin darauf achten, dass in der Raumordnung regionale 

Besonderheiten maßgeblich sind und nicht von oben verordnete Vorgaben. Vor Ort 

wissen wir am besten, was zu schützen ist und wo Entwicklung stattfinden soll. Es ist 

daher sehr positiv, dass auch der Bund zum heutigen Schulterschluss steht." 

 

LH-Stv. Dr. Stephan PERNKOPF, Niederösterreich: 

„Wir gehen behutsam mit unseren Böden um, denn wir brauchen sie zur Produktion 

von Lebensmitteln und Energie, für Wohnraum und Erholung, für Natur und Klima. 

Deshalb setzen haben wir im letzten Jahr flächendeckend Siedlungsgrenzen, 

landwirtschaftliche Vorrangflächen und erhaltenswerte Landschaftsteile im Ausmaß 

von einer halben Million Hektar ausgewiesen, um die Zersiedlung zu stoppen und 

Grün- und Ackerräume zu schützen. Neue Fachmarktzentren sind verboten, neue 

Einkaufzentren dürfen nur mehr in Zentrumszonen entstehen und neue Parkplätze 

bei Supermärkten sind auf maximal 30 begrenzt. Neue Betriebsgebiete ab zwei 

Hektar müssen gemeindeübergreifend geplant werden. Das alles zeigt Wirkung: 

Aktuell werden in Niederösterreich nur mehr 0,5 Hektar pro Tag neu gewidmet und 

nur die Hälfte davon wird versiegelt.“ 

 

LR Mag. Heinrich DORNER, Burgenland: 

„Im Burgenland wurden in den vergangenen Jahren zielgerichtete Schritte im Bereich 

des Bodenschutzes gesetzt. Maßnahmen wie die landesweit einheitliche 

Baulandmobilisierungsabgabe, die gesetzlich verpflichtend umzusetzenden Örtlichen 

Entwicklungskonzepte und die im Schulterschluss mit der Bevölkerung 

vorgenommenen Windkraft- und Photovoltaikzonierungen führten dazu, dass in den 

vergangenen Jahren der Anteil von Baulandreserven am gewidmeten Bauland von 
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40% auf unter 30% gesenkt werden konnte. In absoluten Zahlen bedeutet das eine 

Reduktion von Baulandreserven um 4,3 km2. Im Vergleich dazu wurden im gesamten 

Bundesgebiet die Baulandreserven um nur 23 km2 verringert. Diese Zahlen zeigen, 

dass wir im Burgenland gute Fortschritte im Kampf gegen den Bodenverbrauch 

machen und bestätigen unseren Weg, den wir auch in Zukunft genauso konsequent 

weiterverfolgen werden.“ 

 

LR Mag. Stefan HERMANN, MBL, Steiermark: 

„Die steirische Landesregierung hat sich in ihrem Regierungsprogramm klar zu den 

Prinzipen ‚Boden schützen – Standorte entwickeln – Zentren stärken‘ bekannt. 

Entlang dieser Leitlinien wird in der Folge an neuen, innovativen und 

umsetzungsstarken Programmen – vor allem auch im Bereich der Landes- und 

Regionalplanung – gearbeitet. Ein erster Anker in diese Richtung sind unsere 

aktuellen Aktivitäten zur Stärkung der Stadt und Ortskerne. Die sterische 

Ortskernkoordination unterstützt aktuell 160 Gemeinden bei ihren Prozessen und 

Projekten vor Ort. Wir richten in der Steiermark öffentliche Investitionen zielgerichtet 

auf diese Räume aus und vereinfachen auch gesetzliche Regelungen ganz bewusst 

– etwa aktuell die Errichtung von Kinderbildungs- und Betreuungseinrichtungen – in 

den Stadt- und Ortskernen unseres Bundeslandes. So erlangen diese Räume wieder 

einen Wettbewerbsvorteil vor der grünen Wiese. Die Österreichische Bodenstrategie, 

gemeinsam erarbeitet von Bund, Ländern, Städte- und Gemeindebund, mit ihrer 

breiten Palette an vorgeschlagenen Maßnahmen, ist eine gute Grundlage für die 

zielgerichteten und konkreten Aktivitäten in der Steiermark. Wir freuen uns über die 

Erneuerung und Erweiterung des Bekenntnisses zu dieser Strategie im Rahmen der 

Deklaration ‚Boden schützen & Zukunft ermöglichen‘ und wünschen allen Partnern 

viel Erfolg in der weiteren Umsetzung.“ 

 

LR Mag. Marco TITTLER, Vorarlberg: 

„Die Ressource Grund und Boden ist nicht beliebig vermehrbar und der Umgang 

damit ist für die Entwicklung einer Region von besonderer Bedeutung. Der sorgsame 

und haushälterische Umgang mit Grund und Boden ist nach wie vor ein Kernanliegen 

der Raumplanung in Vorarlberg. Die Ergebnisse des österreichweiten 

Bodenmonitorings liefern nachvollziehbare und vergleichbare Zahlen. Neben dem 

Flächensparen an sich können zusätzlich auch eine Vielzahl an kleineren 

Maßnahmen dazu beitragen, die Qualität unseres Lebensraumumfeldes deutlich zu 

verbessern. Wichtig ist dabei aber immer, eine Ausgewogenheit unterschiedlicher 

Zielsetzungen zuzulassen und wirtschaftliche sowie gesellschaftliche Entwicklungen 

zu ermöglichen.“ 
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LR Mag. (FH) Martin ZAUNER M.A., Salzburg: 

„Salzburg hat die wesentlichen Ziele der österreichischen Bodenstrategie bereits im 

Raumordnungsgesetz (ROG) und im Landesentwicklungsprogramm (LEP) verankert. 

Zu den Best-Practice-Beispielen zählen der Infrastruktur-Bereitstellungsbeitrag zur 

Mobilisierung unbebauten Baulands, befristete Baulandwidmungen sowie 

Baulandbilanzen der Gemeinden. 

 

Ergänzend fördern Regelungen zur Nachverdichtung, Mischnutzung und Aktivierung 

von Flächen für den geförderten Wohnbau eine effiziente Flächennutzung. Das neue 

LEP setzt klare Schwerpunkte auf Innenentwicklung durch die Konzentration neuer 

Siedlungsflächen in Hauptsiedlungsbereichen, den Schutz von Freiräumen und die 

gezielte Verdichtung geeigneter Flächen. Unterstützt werden diese Maßnahmen 

durch innovative Instrumente wie die Standortdatenbank Salzburg für Gewerbe- und 

Brachflächen, den Leerstandsmanager Lungau sowie Programme zur nachhaltigen 

Siedlungsentwicklung. Künftig steht die Weiterentwicklung bestehender Instrumente 

im Fokus, um deren Wirksamkeit weiter zu erhöhen.“ 

 

DI Thomas MADREITER, Wien:  

„Wien bekennt sich ausdrücklich zu einem sparsamen und sensiblen Umgang mit der 

wertvollen Ressource Boden. Dabei setzt Wien seit langem auf eine kompakte 

Stadtentwicklung, die auch spezielle Herausforderungen, wie hohes 

Bevölkerungswachstum, Klimakrise und Leistbarkeit im Wohnungsbau 

berücksichtigt. Gleichzeitig werden dabei auch die wertvollen Grünräume gesichert 

sowie zahlreiche Flächen entsiegelt, begrünt und gekühlt. Trotz einem Zuwachs von 

über 500.000 Menschen seit dem Fall des Eisernen Vorhangs ist es gelungen, 

österreichweit den geringsten Bodenverbrauch zu verzeichnen: Von 2022 bis 2025 

etwa wurden in Wien knapp 0,08 Hektar pro Tag an Flächen neu in Anspruch 

genommen. Im selben Zeitraum wuchs die Bevölkerung in Wien um rund 96.700 

Personen, das entspricht einem Plus von 5 % , die Flächeninanspruchnahme stieg 

dafür lediglich um 0,3 %. In ganz Österreich hat die Flächeninanspruchnahme 

hingegen um 70,9 km² zugenommen. Umgelegt auf Einwohner*innen sind diese 

Zahlen ebenfalls beeindruckend: Mit 121,6 m² Flächeninanspruchnahme pro Kopf 

weist Wien die geringsten Werte auf. Im Vergleich dazu: österreichweit sind es 

durchschnittlich 617,7 m² pro Einwohner*in. Auch mit dem neuen Wien Plan – 

Stadtentwicklungsplan 2035, der im vergangenen Jahr beschlossen wurde, setzt 

Wien diesen Weg einer kompakten und klimaschonenden Stadtplanung fort.“ 
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LAbg. Bgm. Christian MADER, Präsident Oberösterreichischer 

Gemeindebund: 

„Mit dem neuen ÖROK-Monitoring liegt erstmals ein österreichweit abgestimmtes 

System zur Erfassung von Flächeninanspruchnahme und Versiegelung vor, das von 

Bund, Ländern, Städten und Gemeinden gemeinsam entwickelt wurde. Das ist ein 

wichtiger Schritt, weil die Entwicklung nun deutlich genauer dargestellt werden kann 

und politische Entscheidungen auf einer fundierten Datengrundlage getroffen werden. 

Besonders wichtig ist, dass die künftig jährlich vorliegenden Berichte eine laufende 

Evaluierung ermöglichen und bei Bedarf Anpassungen von Maßnahmen und 

Instrumenten unterstützen. Der Gemeindebund hat bereits 2024 mit dem 

Kommunalen Bodenschutzplan einen aktiven Beitrag zum Bodenschutz geleistet. 

Österreichs Gemeinden gehen verantwortungsvoll mit der begrenzten Ressource 

Boden um. Entscheidend bleibt, Bodenschutz mit leistbarem Wohnen, Arbeitsplätzen, 

Kinderbetreuung, Pflege, Energieversorgung und einer funktionierenden Infrastruktur 

in Einklang zu bringen.“ 

 

Mag. Dr. Thomas WENINGER, MLS, Generalsekretär Österreichischer 

Städtebund: 

„Mit dem gemeinsam erarbeiteten ÖROK-Monitoring liegt erstmals eine qualitativ 

bestmögliche, aber national einheitliche Datengrundlage zur Analyse der 

gesamtstaatlichen Flächenentwicklung im Sinne der Bodenstrategie vor.  

 

Unsere Städte können durch die kompakte Stadtentwicklung trotz stetigen 

Bevölkerungswachstums auf eine pro Kopf besonders niedrige 

Flächeninanspruchnahme verweisen. Die traditionelle Funktion als 

Verkehrsknotenpunkte und regionale Versorgungszentren (Krankenhäuser, Schulen) 

führte jedoch zu vielerorts spürbar höherer Versiegelung. Heute aber ist eine 

klimaresiliente Stadtentwicklung in unseren Städten angekommen: Mit dem 

„Volksgarten Neu“, Österreichs größtem Entsiegelungsprojekt, ist Wels Vorreiter bei 

der großflächigen Entsiegelung; die Linzer Baumoffensive überzeugt wiederum durch 

die Vielzahl an kleinräumigen Maßnahmen. Beide ein Zeugnis der gelebten 

Umsetzung der Bodenstrategie – im Rahmen der aktuellen rechtlichen und 

finanziellen Möglichkeiten.“ 
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Dr. Peter Görgl, Raumordnungs-Experte, Modul5 GmbH, Passau: 

Evidenzbasierte Raumordnung: ÖROK-Monitoring als 

vergleichbare und qualitative Datengrundlage 

 

Die Bodenstrategie formuliert das gemeinsame Ziel, die Flächeninanspruchnahme 

und Versiegelung langfristig deutlich zu reduzieren. Das ÖROK-Monitoring liefert den 

Kompass, mit dem wir beurteilen können, ob wir uns dabei auf dem richtigen Weg 

befinden: Seit 2023 steht eine bundesweit abgestimmte, vergleichbare und 

qualitätsgesicherte Datengrundlage zur Verfügung, mit der wir 

Flächeninanspruchnahme und Versiegelung systematisch erfassten und beobachten 

können. Zuletzt wurden im Dezember 2025 erstmals die Daten, an denen man Trends 

ablesen kann, veröffentlicht. Das ist eine grundlegende Voraussetzung für 

evidenzbasierte Entscheidungen in Raumordnung, Infrastrukturplanung, 

Klimaanpassung, Landwirtschaft oder Siedlungsentwicklung, und zwar auf allen 

Ebenen: Bund, Land, Region, Stadt und Gemeinde. 

 

Der große Mehrwert des Monitorings liegt darin, dass es sich nicht um eine einmalige 

Bestandsaufnahme handelt, sondern dass es als langfristiges Beobachtungssystem 

angelegt ist. So werden wir in den folgenden Jahren messen und beurteilen können, 

wie sich Flächeninanspruchnahme und Versiegelung tatsächlich entwickeln. Das 

Monitoring ist für alle weiteren Umsetzungsschritte und Maßnahmen im Rahmen der 

Bodenstrategie also ein zentrales Messinstrument, mit dessen Hilfe beurteilt werden 

kann, ob gesetzte Maßnahmen wirken oder ob in bestimmten Bereichen 

nachgeschärft werden muss. 

 

Gerade bei einem Thema wie Bodenschutz, bei dem die Zuständigkeiten und 

Kompetenzen auf viele Ebenen verteilt sind, braucht es gemeinsame Grundlagen, 

Transparenz und Vergleichbarkeit. Das ÖROK-Monitoring ist eine große, 

gemeinsame Maßnahme aus der Bodenstrategie, die in diesem Sinne umgesetzt 

worden ist. Darüber hinaus ist dieses Monitoring auch analytisch und methodisch so 

ausgefeilt, dass es europaweit in kaum einem anderen Land möglich ist, 

Flächeninanspruchnahme und Versiegelung so exakt zu erfassen. Das sind optimale 

Voraussetzungen für die weitere gemeinsame Arbeit im Rahmen der Bodenstrategie. 


